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Bern In einem Brief an die Ver-
waltungsdelegation derBundes-
versammlung fordern die Partei-
präsidentinnen und -präsiden-
ten – ausser jene der SVP – eine
Zertifikatspflicht auch für die
Teilnahme an der heute begin-
nenden Herbstsession. Der von
GLP-Präsident Jürg Grossen ini-
tiierte Brief hält fest, es gebe kei-
nen überzeugenden Grund für
die Ausnahme des Parlaments.
Gemäss dem auf Twitter veröf-
fentlichten Brief halten die Un-
terzeichner den Verzicht auf die
Zertifikatspflicht angesichts der
angespannten Lage derzeit für
unverständlich.

Die Verwaltungsdelegation
solle als sofortige Massnahme
dringlich empfehlen, das Parla-
mentsgebäude nur mit dem Co-
vid-Zertifikat zu betreten. Zudem
solle sie prüfen, ob imDringlich-
keitsverfahren eine Rechts-
grundlage für eine Zertifikats-
pflicht im Parlament geschaffen
werden könne. Für eine Zertifi-
katspflicht im Parlament fehle
die rechtliche Grundlage, hatte
die Verwaltungsdelegation am
2. September befunden. (sda)

Parteipräsidenten
für Zertifikate
im Bundeshaus

Corona Der Kanton Bern ist we-
gen tiefer Fallzahlen bei Corona-
Tests in den Schulen in die
Schlagzeilen geraten. Aufgrund
der Zahlen hatte der Kanton ent-
schieden, aufMassentests an den
Schulen zu verzichten. Gundek-
ar Giebel, der Sprecher der Ge-
sundheitsdirektion, hat die Vor-
würfe als «völlig unhaltbar» zu-
rückgewiesen. Die Direktion
werde Anfang nächster Woche
detailliert Stellung nehmen, kün-
digte er an.

Nach den Sommerferien zeig-
ten sich bei denMassentests tie-
fe Fallzahlen. So tiefe, dass das
Bundesamt für Gesundheit hell-
hörigwurde. Eswies den Kanton
Bern an, Tests nicht nur im La-
bor inMünsingen, sondern auch
an zweiweiteren Labors auswer-
ten zu lassen. Dort ergaben sich
in der drittenWoche nach Schul-
beginn deutlich höhere Fallzah-
len. Gesundheitsdirektor Pierre
Alain Schnegg (SVP) tratmit die-
sem Befund nicht an die Öffent-
lichkeit und handelt sich damit
nun Kritik von verschiedenen
Seiten ein. (sda)

Kanton Bern:
Kritik wegen Tests
an Schulen

Edgar Schuler
und Hans Brandt

— Ich bin nicht geimpft
undmöchte mich für
das Zertifikat testen lassen.
Was muss ich tun?
Für ein Covid-Zertifikat brau-
chen Sie einen negativen Anti-
gen-Schnelltest oder einen PCR-
Test. DieseTests können inTest-
zentren, Spitälern, Arztpraxen
oderApotheken gemachtwerden
– das ist je nach Kanton undOrt-
schaft unterschiedlich.Die Coro-
na-Selbsttests für zu Hause be-
rechtigen nicht zum Zertifikat.
Bei einem Antigen-Schnelltest
erhältman innert etwa 20Minu-
ten ein Resultat. Bei einem PCR-
Test dauert es in der Regel min-
destens 24 Stunden, bis ein Er-
gebnis vorliegt.

—Wiewird das – negative –
Testresultat zu einem
Zertifikat, undwie lange
ist es gültig?
Ganz wichtig: Sagen Sie bei der
Probeentnahme, dass Sie den
Test für das Zertifikat brauchen.
Und nehmen Sie einen amtlichen
Ausweis zum Test mit, zudem
Ihre Krankenkassenkarte.

Wenn Sie in einer Apotheke
oder einem Testzentrum einen
Antigen-Schnelltestmachen las-
sen, erhalten Sie das Zertifikat
mit QR-Code per E-Mail oder di-
rekt vorOrt alsAusdruck.Diesen
können Sie mit der «Covid Cer-
tificate»-App scannen, sodass
das Zertifikat auf Ihrem Handy
gespeichert ist. Dieses Zertifikat
ist ab Probenentnahme 48 Stun-
den gültig.

Für den PCR-Test wird die
Probe in derRegel von einem ex-
ternen Labor untersucht. Sie er-
halten das Zertifikat per E-Mail
oder als Ausdruck. Das Labor
kann das Zertifikat aber auch di-
rekt an die App übermitteln.
Dazu müssen Sie in der App ei-
nen «Transfer Code» generieren
und diesen demLabormitteilen.
Der PCR-Test ist ab Probeent-
nahme 72 Stunden gültig.

—Gibt es das Zertifikat nur
mit App?
Nein. Das Zertifikat ist im We-
sentlichen ein fälschungssiche-
rer QR-Code. Er ist als Ausdruck
auf Papier gültig oder eben in der

«Covid Certificate»-App.DieApp
kann kostenlos heruntergeladen
werden: im Apple App Store, im
Google Play Store sowie in der
Huawei AppGallery.

So oder so: Das Zertifikat ist
nur zusammen mit einem Aus-
weis gültig. Das kann die Identi-
tätskarte sein, der Pass, Führer-
ausweis, eine Aufenthaltsbewil-
ligung, ein Studentenausweis
oder der Swisspass.

—Wie viel kosten die Tests?
Bis zum 30. September zahlt der
Bund für die Tests. Die Abrech-
nung erfolgt über die Kranken-
kassenkarte. Nachher werden
Schnelltests für Personen ohne
SymptomevomBund nichtmehr
vergütet. EinAntigen-Schnelltest
kostet rund 54 Franken, ein PCR-
Test rund 160 Franken – die Prei-
se können stark variieren, erkun-
digen Sie sich.

—Warumwerden die Tests ab
1. Oktober kostenpflichtig?
DerBundesrat argumentiert fol-
gendermassen: Alle Personen,
die sich impfen lassen können
und möchten, konnten das in-
zwischen kostenlos tun. Die All-
gemeinheit soll nun nicht mehr
für die Testkosten von impfun-
willigen Personen aufkommen
müssen, die ein Zertifikat zum
Besuch einer Veranstaltung er-
werben wollen.

Die Möglichkeit, sich kosten-
los impfen zu lassen, besteht
weiterhin, und ein rascher Zu-
gang zur Coronavirus-Impfung
ist sichergestellt.

Für Personen, die sich aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht
vollständig impfen lassen kön-
nen,werdendieAntigen-Schnell-
tests weiterhin bezahlt. Dassel-
be gilt für Kinder und Jugendli-
che unter 16 Jahren.

— Ich habe Corona-Symptome.
Muss ich mich testen lassen
und das auch noch selber
bezahlen?
WerSymptome aufweist oder ei-
nen engen Kontakt zu einem be-
stätigten Fall hatte, soll sich drin-
gend testen lassen, heisst es in
den Empfehlungen des Bundes-
amts für Gesundheit. Der Bund
übernimmt in diesem Fall die
Testkosten – auch nach dem
1. Oktober.

Allerdings berechtigt das Re-
sultat in diesemFall nicht für den
Covid-Pass. So will der Bundes-
rat verhindern, dass Schlaumei-
er die Kostenpflicht umgehen,
indem sie einfach Symptome
vortäuschen.

Besucher von Gesundheits-
einrichtungen können sich eben-
falls weiterhin kostenlos testen
lassen.Aber auch hier gibt es kein
Zertifikat.

— Ich bin schon geimpft,
habe aber Symptome.
Soll ich mich deshalb testen
lassen?
Das Bundesamt für Gesundheit
empfiehlt Geimpftenmit Symp-
tomen, einen PCR-Test odermin-
destens einen Antigen-Schnell-
test zumachen.Das gilt auch für
Geimpfte, die aufgrund eines en-
gen Kontaktesmit einer infizier-
ten Person von ihremWohnkan-
ton alarmiert werden. Die Kos-
ten übernimmt in diesen Fällen
der Bund.

Diese Regeln gelten, da eine
Impfung nie einen hundertpro-
zentigen Schutz garantiert. Es ist
nicht ganz ausgeschlossen, dass
Sie sich trotz der Impfung mit
dem neuen Coronavirus anste-
cken. Mit der Covid-19-Impfung
sind Sie aber sehr gut vor einem
schweren Krankheitsverlauf ge-
schützt.

Ungeimpft in die Beiz – geht das?
Zertifikatspflicht Ab sofort gilt im Restaurant, im Kino und bei vielen Veranstaltungen: Zutritt nur mit Corona-Pass.
Dafür braucht man aber nicht geimpft zu sein – ein Test genügt. Das sollten Sie dabei beachten.

Immer dabei: Wer ein Covid-Zertifikat auf seinem Smartphone hat, kommt problemlos in Restaurants rein. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Im kommenden Winter sollte
nach Ansicht des obersten Ge-
sundheitsdirektors der Schweiz,
Lukas Engelberger, die Zertifi-
katspflicht auch in den Skigebie-
ten eingeführt werden. Skifah-
ren undWinterferien seien frei-
willig und zum Vergnügen.

Da sei eine Zertifikatspflicht
zu rechtfertigen, sagte der Prä-
sident der kantonalen Gesund-
heitsdirektorenkonferenz (GDK)
in einem Interview mit der
«SonntagsZeitung». Eine Zerti-
fikatspflicht fürBergbahnen und
Skigebiete sei im Sinn aller. Für
die Kunden sei es angenehmer,
nicht ständig eine Maske tragen
zu müssen und sich sicherer zu
fühlen. Zudem könnten die Bah-

nen ihre Kapazitäten besser aus-
lasten. «Die meistenWintergäs-
tewerden ohnehin ein Zertifikat
haben», so Engelberger.

Der öffentlicheVerkehr gehö-
re hingegen zu den Grundinfra-
strukturen, dort scheine ihmeine
Zertifikatspflicht deshalb nicht
legitim. Zudem bestehe mit der
Maskenpflicht ein gutes Schutz-
konzept.

Routinetests an Schulen
Auch eine generelle Zertifikats-
pflicht amArbeitsplatzwürde für
Engelberger zu weit gehen. Sie
würde für ihn nur infrage kom-
men, wenn sich die Situation
noch einmal dramatisch ver-
schlechtern sollte. «Der Grund-

satz sollte bleiben, dass das Zer-
tifikat dort gilt, wo man freiwil-
lig hingeht.» Deshalb könneman
sich die Zertifikatspflicht im
Tourismusbereich, etwa bei den
Bergbahnen überlegen.

Der Schutz der Kinder solle
zudem ernst genommenwerden,
sagte Engelbergerweiter. Routi-
netest an Schulen seien deshalb
als Minimalstrategie wichtig.
Hier sei eine schweizweite Ein-
heitlichkeit wünschenswert. Er
würde es auch begrüssen, wenn
es eine Impfung für Kinder ge-
ben würde.

Der Basler Regierungsrat ist
davon überzeugt, dass die Impf-
quote bis im Spätherbst auf über
70 Prozent steigenwird.Die Zah-

len seien ermutigend. Er hofft,
dass mit niederschwelligen An-
geboten auch jüngereMenschen
zur Impfung motiviert werden
können, das sei bitter nötig. «Fast
90 Prozent der Bevölkerung
könnten sich impfen lassen. Erst
60 Prozent haben es getan. Da
muss noch einiges geschehen.»
Er erwarte allerdings auch bei ei-
ner höheren Impfquote noch für
eine gewisse Zeit Massnahmen
wie etwa Masken- und Zertifi-
katspflicht.

Resultate Ende September
Nicht die Impfung oder das Zer-
tifikat spalte die Gesellschaft, es
sei das Virus, so Engelberger.
«Die Impfung ist das beste,wenn

nicht das einzige Mittel, um uns
wieder zu einen», sagte er, das
sei belegt. Darum sei es legitim,
zur Impfung aufzurufen und ei-
nen gewissen Druck zumachen.
Die Lösung für das Pandemie-
problem sei die Impfung, aber
nur bei ausreichender Impfquo-
te. «Insofern sind Ungeimpfte
halt Teil des Problems, Geimpf-
te dagegen Teil der Lösung.» Es
sei auch eine gewisse gesell-
schaftliche Verantwortung, sich
impfen zu lassen.

Engelberger ist sich ziemlich
sicher, dass sich die Auswirkun-
gen der Zertifikatspflicht Ende
September zeigen werden und
sich die Situation in den Spitä-
lern entspannt. (sda)

Zertifikate in Skigebieten wären eineMöglichkeit
Corona GDK-Präsident Lukas Engelberger erklärt, dass der Einsatz des Covid-Passes sinnvoll sein könnte.

Massnahmengegner Bundesrat
Ueli Maurer hat sich an einer
SVP-Veranstaltung ein T-Shirt
der «Freiheitstrychler» überge-
zogen. Er handelte sich damit
KritikwegenVerletzung des Kol-
legialitätsprinzips in der Regie-
rung ein. Die Zentralschweizer
Treichelschwinger gelten als
ausgesprochene Kritiker dervom
Gesamtbundesrat beschlossenen
Corona-Massnahmen. Fotos des
Finanzministers im T-Shirt mit
dem Logo der «Freiheitstrych-
ler» kursierten in mehreren so-
zialen Medien. Aufgenommen
wordenwaren sie gestern an ei-
nem Ortsparteianlass der SVP
Wald auf einem Bauernhof im
Zürcher Oberland. (sda)

Bundesrat Maurer
posiert als
«Freiheitstrychler»
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Kai Strittmatter, Kopenhagen

Norwegen wählt, und alle reden
über Öl. Es gibt schon noch eine
Menge Leute wie Trond Modal
vom Ölkonzern Okea, der mitten
in der globalen Klimadebatte so-
eben erst verkündete, er glaube
an«weitere 50 JahreÖl- undGas-
zeitalter» inNorwegen,weil: «Die
Welt braucht Öl und Gas.» Das
Erstaunliche ist,dass solcheStim-
men auch in Norwegen mittler-
weile immermehrklingenwie aus
derZeit gefallen.DasLandbewegt
sich. Und es sieht ganz danach
aus, als würden die Parlaments-
wahlenheuteMontagZeugnisvon
diesemWandel ablegen.

Norwegen erwartet die span-
nendsten Wahlen seit langem.
Die Umfragen prophezeien einen
Regierungswechsel.Voraussicht-
licheVerliererinwird die konser-
vative Premierministerin Erna
Solberg, seit acht Jahren Regie-
rungschefin Norwegens.Und als
wahrscheinlicher Gewinner gilt
ihrHerausforderer,der61-jährige
Sozialdemokrat und frühere
Aussenminister Jonas GahrStøre.

DieWohlstandskluft wächst
Gewinnt Støre, dannwürdeNor-
wegen damit nach Schweden,
Finnland und Dänemark das
Quartett vollmachen: Der kom-
plette Nordenwärewieder sozi-
aldemokratisch regiert, zum ers-
tenMal seit 20 Jahren.Nicht dass
die Norweger das gross interes-
sierenwürde. Sie haben imWahl-
kampf über kostenlose Zahnbe-
handlungen, über Bildung, über
die Privatisierung des Gesund-
heitswesens und über höhere
Steuern für die Reichen debat-
tiert, da die Wohlstandskluft
auch im einst so egalitären Nor-
wegen schnell wächst.

Vor allem aber– und das hatte
so keiner vorhergesehen – ha-
ben die Norweger über das Öl

gestritten, und zwar mit gros-
ser Leidenschaft. Das Land
kämpfe einen «Klimawahl-
kampf», schrieb die Zeitung
«Klassekampen». «Norwegen
braucht eine neue Ölpolitik»,
betitelte «Aftenposten», die ein-
flussreichste Zeitungdes Landes,
vor ein paar Tagen einen Leit
artikel zurWahl.

Das ist bemerkenswert: Öl
und Gas haben Norwegen reich
gemacht.Und sie stehen seit Jah-
ren schon für einenWiderspruch
in der Politik des Landes, das
nach aussen hin einen ambitio-
niert grünen Kurs fährt, mit der
höchsten E-Auto-Dichte Europas
und ehrgeizigen Klimazielen.
Norwegen deckt seinen eigenen
Energiebedarf fast komplett aus
der Produktion nachhaltiger
Energien wie Wasser und Wind

– und es ist gleichzeitig der
grösste Ölproduzent Westeuro-
pas. Das geförderte Öl und Gas
werden exportiert, und die Ge-
winne fliessen ein in den staat-
lichen Ölfonds, der heute mit
mehr als 1,2 Billionen Dollar so
viel wert ist wie nie.

Greta Thunberg ist empört
Die norwegische Regierung ver-
weist gern auf modernste För-
dertechniken, bei denen nurwe-
nig CO2 entstehe, im Jahr 2020
etwa seien es 13,3MillionenTon-
nen des Klimagases gewesen.
Gleichzeitig ignoriert die Regie-
rung in ihren Klimabilanzen
meistens die Tatsache, dass der
Grossteil des Klimaschadens erst
bei derVerbrennung des norwe-
gischen Öls in anderen Ländern
entsteht – die OsloerDenkfabrik

Cicero schätzt dieMenge imver-
gangenen Jahr auf etwa 400Mil-
lionenTonnen CO2, das 30-fache
also der im Inland entstehenden
Emissionen. Die schwedische
Umweltaktivistin Greta Thun-
berg hat auch deshalb die nor-
wegischen Politiker schon «Kli-
maheuchler» genannt.

Dabei teilen bislang die bei-
den grossen Parteien des Landes
die ölfreundliche Politik. Die
Arbeiterpartei von Jonas Gahr
Støre unterstützte zuletzt das
Weissbuch über Energie, das die
konservative Regierung im Juni
vorstellte: Darin wird zwar viel
über die Förderung nachhaltiger
Energien gesprochen, gleichzei-
tig aber sollen die Konzerne noch
bis 2050 und darüber hinaus Öl
und Gas fördern dürfen. In den
vergangenen Jahrenwar auch in

Norwegen schon länger das
Unbehagen gewachsen über
dieAusweisung immerneuerÖl-
und Gasfelder, einige davon in
bislang unberührten arktischen
Regionen. Vor allem junge und
städtische Wähler sind zuneh-
mend ölkritisch; die Osloer be-
fürworteten im vorigen Monat
zum erstenMal in einerUmfrage
mehrheitlich den Stopp aller
neuen Ölprojekte.

«DerWahlkampfwurde durch
den Kampf ums Öl auf den Kopf
gestellt», schreibt die Zeitung
«Dagsavisen», die das alte Argu-
mentderÖlverteidigernichtmehr
gelten lassenmöchte,wonachdas
kleine Norwegen die Erde ohne-
hin nicht retten könne, da etwa
die arabischen Länder viel mehr
Öl förderten undChinavielmehr
CO2ausstosse: «DieWelt braucht
jetzt Vorbilder. Wenn wir nicht
vorangehen,wer dann?»

Der Staat gibt Risiken ab
Die kleine grüne Partei, die einen
schnellen Förderstopp fordert,
verzeichnete innerhalb weniger
Tage Tausende Neuzugänge.
Prominente Ökonomen und
Schriftsteller forderten ihr Land
auf, seiner Ölabhängigkeit ein
Ende zu setzen. In der ersten
Fernsehdebatte der Parteiführer
war die Zukunft des Öls mit ei-
nem Mal Thema Nummer eins.

Und die bislang öltrunkene
konservative Regierung über-
raschte vor der Wahl das Land
und alle politischen Rivalen mit
einer geplanten Steuerreform,
die derÖlindustrie in Zukunftviel
mehrder finanziellen Risiken für
das Auskundschaften neuer
Ölbohrprojekte aufbürden soll –
Risiken, die bislang der Staat
übernahm. Für viele Umwelt-
schützer ist es eine lediglich kos-
metische Reform. Nicht wenige
Ölfreunde aberwaren schockiert,
unddas staatlicheRadioNRKsah

gar den «Anfang vom Ende» der
altenGewissheiten heraufziehen.

Der voraussichtliche Wahl
sieger, die Arbeiterpartei (AP),
schliesst radikale Schritte bislang
aus undwill die zukünftige Poli-
tik imGesprächmit derÖlindus-
trie formulieren. Öl und Gas ste-
hen noch immer für 42 Prozent
der norwegischen Exporte und
160’000Arbeitsplätze.Aberwahr-
scheinlich werden mindestens
fünf kleinere, stark ölkritische
Parteien den Sprung ins Parla-
ment schaffen.Und die Sozialde-
mokraten liegen in den meisten
Umfragen bei gerademal 24 Pro-
zent. Wunschpartner von Jonas
GahrStøre für eineKoalition sind
die rot-grüne Sozialistische Linke
unddie ländlich-grüneZentrums
partei, die beide eine viel klima
orientiertere Politik fordern als
die AP. Und möglicherweise
könnte Støre auchnoch angewie-
sen sein auf die Unterstützung
durch die Rote Partei und die
Grünen, die die radikalsten For-
derungen stellen: den sofortigen
Stopp jeglicherSuchenachneuen
Feldern unddas Ende allerÖlför-
derung spätestens 2035.

DerDruck auf die grossen Par-
teien wächst also. Die Industrie
selbst tut erst einmal so, als blei-
be alles beimAlten.DieHälfte der
Erdöl- undGasvorkommenNor-
wegens liegt dem Öl- und Ener-
gieministerium zufolge noch
unter der Erde – unerschlossen.
Allein für 2021 und 2022 sind
50 neue Projekte geplant.

Die Norweger streiten über Öl und Feuer
Parlamentswahlen Heute wählt das Land voraussichtlich die konservative Regierung ab, Favorit sind die Sozialdemokraten.
Über einen lebhaftenWahlkampf, der von der Klimadebatte geprägt ist.

Die Ölförderung wird zum Politikum: Bohrplattform Scarabeo 8 im norwegischen Olensvag. Foto: Uavpic

Regierungschefin Erna Solberg,
Rivale Jonas Gahr Støre. Fotos: AP
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